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NIEBEL-Interview für die "B.Z. am Sonntag"<br /><br />Das FDP-Präsidiumsmitglied Bundesentwicklungsminister DIRK NIEBEL gab der "B.Z. am
Sonntag" (heute Ausgabe) das folgende Interview. Die Fragen stellte ULRIKE RUPPEL:<br />Frage: Herr Niebel, warum steht die FDP so schlecht da?
<br />NIEBEL: Viele Wähler hätten von uns mehr erwartet, als wir beim Koalitionspartner durchsetzen konnten. Vieles von dem, was wir durchgesetzt
haben, haben wir nicht hinreichend kommuniziert. Und wir sind als Team noch nicht erfolgversprechend für die Bundestagswahl aufgestellt. <br />Frage:
Hilft es da, dass Sie die Spitzenkandidatur von Parteichef Rösler in Frage stellen? <br />NIEBEL: Ich mache mir Sorgen um die Situation meiner Partei.
Wir könnten erfolgreicher sein, als es aktuelle Umfragen vermuten lassen. Wir könnten uns das Leben leichter machen. Und deshalb muss man bald
darüber sprechen, mit welcher Aufstellung man in ein solches Wahljahr hineingeht. <br />Frage: Was fordern Sie? <br />NIEBEL: Wir brauchen ein
Team, in dem der jeweilige Vorsitzende der Erste unter Gleichen ist, und wo die Präsidiumsmitglieder, die Bundesminister und die Spitzenkandidaten der
Landesverbände dazu beitragen, dass Motivation und Schwung in den Wahlkampf kommen. <br />Frage: Laut Umfragen wird das mit einem
Vorsitzenden Philip Rösler nicht gehen. <br />NIEBEL: Ich habe mir angewöhnt, auf Umfragen nicht mehr zu achten. Mich interessieren Wahlergebnisse.
Und Parteivorsitzende werden bei uns nicht von Umfragen, sondern von Parteitagen gewählt. <br />Frage: Sie waren in den letzten Wochen auffallend
präsent. Würden Sie den Vorsitz übernehmen? <br />NIEBEL: Als ich in einem Interview gefragt wurde, ob ich es mir zutrauen würde, habe ich gesagt:
Ich strebe es nicht an. Ganz einfach, weil ein Ja oder ein Nein auf diese Frage in jedem Fall in eine falsche Richtung führt. So, wie Sie jetzt fragen, sage
ich. Ich will es nicht. <br />Frage: Geht Röslers Positionspapier zu weniger Staat und flexibleren Arbeitsverhältnissen in die richtige Richtung? <br
/>NIEBEL: Es ist immer gut, wenn einer seine Positionen formuliert. Aber ich hätte beim Thema Privatisierungen von Bundeseigentum, mit denen Herr
Rösler den Haushalt konsolidieren will, eine andere Intonation gewählt. Solche Veräußerungen ergeben da nur einen Einmaleffekt. Ordnungspolitisch
machen einige Privatisierungen aber Sinn. Der Staat muss keine Anteile an einem Yachthäfen oder einem Golfplatz halten. <br />Frage: Das Papier hat
den Eindruck verstärkt, die FDP stehe für soziale Kälte. <br />NIEBEL: Die FDP ist im Gegenteil die Partei der sozialen Verantwortung! Wir wollen dazu
beitragen, dass möglichst viele Menschen in Arbeit stehen. Das Sozialste, was es gibt, ist ein Arbeitsplatz, um seinen Lebensunterhalt selbst finanzieren
zu können. Und dafür hat die Koalition die politischen Rahmenbedingungen verbessert. Wir haben die höchste Beschäftigung, die es in Deutschland je
gegeben hat, und liegen mit einer Jugendarbeitslosigkeit von 5,3 Prozent am unteren Rand in Europa. <br />Frage: Wie sehr schadet der FDP Ihr Ruf als
Klientelpartei? <br />NIEBEL: Es gibt ein altes ostfriesisches Sprichwort, das heißt: Fettflecken halten länger, wenn man sie ab und zu mit Butter
bestreicht. Und weil wir keine Mehrheitspartei sind, wird dieses Vorurteil von besonders vielen gepflegt. Natürlich hat uns die Herabsetzung der
Mehrwertsteuer für Hotels geschadet. Aber ich weise darauf hin, dass alle im Bundestag vertretenen Parteien dasselbe gefordert haben, weil es gar nicht
um eine Frage der Steuerpolitik ging, sondern um eine Frage des europäischen Wettbewerbsrechts. <br />Frage: Ist die Union ein fairer
Koalitionspartner? <br />NIEBEL: Es gab Zeiten, wo ich mir gewünscht hätte, dass es fairer zugegangen wäre. Ich erinnere an einige Entscheidungen,
wo CDU-Ministerpräsidentinnen und -präsidenten im Bundesrat gegen die Koalitionspositionen der Bundesregierung abgestimmt haben. Das muss man
zur Kenntnis nehmen und zusehen, die eigene Stärke zu erhöhen. Ansonsten haben wir, wie die Kanzlerin sagte, die erfolgreichste Regierung seit der
Wiedervereinigung. <br />Frage: Was erwarten Sie von der CDU im Wahlkampf? <br />NIEBEL: Ich erwarte vom Koalitionspartner, dass die Ergebnisse
der jeweiligen Regierung ordentlich und realistisch dargestellt werden, und da gehören immer alle Partner dazu. Ansonsten kämpft jeder für sich für ein
bestes gemeinsames Ergebnis. Ich bin immer der Überzeugung gewesen: Leihstimmen gibt es nicht. Die Wählerinnen und Wähler setzen ihre Stimme
bewusst für ein politisches Ergebnis ein. <br />Frage: Mit welchen Themen will die FDP punkten? <br />NIEBEL: Für mich sind die Themen Gerechtigkeit
und Leistungsgerechtigkeit von zentraler Bedeutung. Dabei geht es um die eben zitierten Arbeitsplätze, um bezahlbare Energie für Verbraucher und
Industrie, um die Zukunftsfragen im Bereich Bildung und Ausbildung. Und um Generationengerechtigkeit. Heißt: Wir dürfen unseren Kindern und Enkeln
nicht die Kosten für neue soziale Segnungen aufbürden. <br />Frage: Können Sie sich eine Ampel vorstellen? <br />NIEBEL: Aus welchem Grund sollten
wir diese erfolgreiche Regierung nicht fortsetzen wollen? Ich sehe keinerlei Bestreben nach einer Koalition mit SPD und Grünen. <br />Frage: Was sagen
Sie zu schwarz-grünen Gedankenspielen, die neuerdings sogar CSU-Chef Horst Seehofer äußert? <br />NIEBEL: Wir haben die Erfahrung von
Schwarz-Grün in Hamburg schon gemacht. Das endete mit dem Regierungsverlust der Union und mit dem Glaubwürdigkeitsverlust der Grünen.<br /><br
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Eine Geschichte als Herausforderung.Der Liberalismus begann seinen historischen Weg als Philosophie der Freiheit und als politische Bewegung für die
Rechte des Einzelnen. Die Willkürherrschaft des Absolutismus stand im Widerspruch zur Idee einer freiheitlichen Gesellschaft. Mit dem Verfassungsstaat
hat der Liberalismus den Absolutismus überwunden. Als erste politische Bewegung hat der Liberalismus dem einzelnen Bürger, seiner menschlichen
Würde und seinen Menschenrechten der Freiheit und Gleichheit Vorrang vor der Macht des Staates eingeräumt. Schritt für Schritt verwirklichten Liberale
den modernen Verfassungsstaat mit individuellen Grundrechten, der freien Entfaltung der Persönlichkeit, dem Schutz von Minderheiten, der
Gewaltenteilung und der Rechtsbindung staatlicher Gewalt.Der Liberalismus hat als Freiheitsbewegung nicht nur für die Gleichheit vor dem Gesetz
gekämpft, sondern auch für Chancengleichheit in der Gesellschaft. Mit der Marktwirtschaft und ihrer sozialen Verpflichtung hat der Liberalismus neue
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Chancen gegen Existenznot und konservative Erstarrung der gesellschaftlichen Strukturen eröffnet.Die liberale Verfassung unserer Bundesrepublik
Deutschland hat mehr demokratische Stabilität, mehr allgemeinen Wohlstand, mehr soziale Gerechtigkeit und Rechtsstaatlichkeit hervorgebracht, als
dies je zuvor in der Geschichte der Fall gewesen ist. Und dennoch ist die Idee der Freiheit den schleichenden Gefahren der Gewöhnung und
Geringschätzung ausgesetzt. Weniger Teilhabe am demokratischen Staat, weniger Chancen für ein selbstbestimmtes Leben durch weniger Chancen auf
einen sicheren Arbeitsplatz, Entmündigungen durch kollektive Zwangssysteme und bevormundende Bürokratie sind neue Bedrohungen der Freiheit.
Liberale haben nach 1945 der Idee der Freiheit zum erneuten Durchbruch verholfen. Die FDP war stets der Motor für Reformen, wenn es um
Richtungsentscheidungen zugunsten der Freiheit ging. Nur durch die FDP konnte in den fünfziger Jahren die Soziale Marktwirtschaft gegen die
Sozialdemokraten und Teile der Christdemokraten durchgesetzt werden. Nur durch die FDP konnte sich in den siebziger Jahren mehr Bürgerfreiheit
gegen konservative Rechts- und Gesellschaftspolitik durchsetzen. Die Liberalen waren Vorreiter für die Demokratisierung und Liberalisierung der
Gesellschaft, gegen obrigkeits- staatliche Bevormundung und Engstirnigkeit. Unsere Politik der marktwirtschaftlichen Erneuerung in den achtziger Jahren
brachte neue Arbeitsplätze und mehr Wohlstand für mehr Bürger.Ein großer Teil des Widerstands gegen das sozialistische Staatswesen erwuchs aus der
Attraktivität des freiheitlich-liberalen Gesellschafts- und Wirtschaftssystems. Das in den europäischen Integrationsprozeß eingebettete, vereinte
Deutschland ist das freiheitlichste unserer Geschichte.


